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Zusammenfassung: Der Beitrag greift Überlegungen eines konzeptionellen Bei-
trags von Dohle, Jandura und Vowe (2014) auf, in dem die Autoren einen auf die 
Diffusion des Internets zurückzuführenden strukturellen Wandel der politischen 
Kommunikation postulieren. Auf der Grundlage der Mediatisierungsthese und in-
tegrativer Sozialtheorien wird erläutert, wie ein Test der im Beitrag aufgeworfe-
nen Thesen erfolgen kann. Anhand von Eurobarometer-Daten wird anschließend 
eine empirische Prüfung ausgewählter Thesen durchgeführt. Die Ergebnisse zei-
gen, dass die zentralen Hypothesen des Beitrags, die sich auf das Niveau oder 
die Stärke der Zusammenhänge in den drei Ländergruppen mit unterschiedlicher 
Online-Mediatisierung beziehen, überwiegend nicht bestätigt werden konnten.





Struktureller Wandel der politischen 
Kommunikation durch die 
Diffusion von Online-Medien
Empirischer Test einer weitreichenden These
1 (Online)-Medien verändern die politische Welt
In einem konzeptionellen Beitrag zum Wandel der politischen Kommunika-
tion schreiben Dohle, Jandura und Vowe (2014): „Wir sind konfrontiert mit einer 
Fülle von Phänomenen, die einen umfassenden, tiefgreifenden und nachhaltigen, 
also einen strukturellen Wandel der politischen Kommunikation indizieren. Dies 
wird gemeinhin mit der Diffusion des Internets verknüpft oder sogar daraus er-
klärt.“ (S. 414) Diese Diagnose enthält weitreichende Behauptungen, die sich zu 
der These verdichten lassen: Durch den Bedeutungsgewinn der Online-Medien 
wird in der politischen Kommunikation alles anders und zwar grundlegend.
Damit reihen sich die drei Autoren ein in eine lange (wissenschaftliche) Tra-
dition, denn die These, dass das Auftreten und der Bedeutungsgewinn neuer 
Medien die politische Kommunikation verändert, ist nicht neu. Entsprechende 
Vermutungen begleiteten praktisch jede Medieninnovation. Das gilt für frühe In-
novationen wie den Buchdruck (Eisenstein, 1979) oder das Aufkommen der Mas-




oder das Fernsehen (Noelle-Neumann, 1979; Schulz, 1993; Peiser, 1999). Aber auch 
weniger grundlegenden Innovationen, wie der Einführung des privaten Rund-
funks und der damit einhergehenden Ausweitung der Angebotsvielfalt durch das 
Kabelfernsehen wurden teilweise weitreichende politische Konsequenzen zuge-
schrieben (Pfetsch, 1991). 
Welche konkreten Veränderungen dabei jeweils in den Blick genommen 
wurden, variiert allerdings erheblich: Auf der Mikroebene wurden beispielsweise 
Auswirkungen auf die politische Mediennutzung der Bürger, ihre Einstellungen 
zur Politik und ihre Partizipation untersucht (Robinson, 1975; Holtz-Bacha, 1990; 
Wolling, 1999); auf der Mesoebene wurde unter anderem vermutet, dass die Rolle 
der Parteien und die Erfolgskriterien für Politiker sich verändern (Radunski, 1996; 
Sarcinelli, 1998); und auf der Makroebene wurden strukturelle Veränderungen des 
politischen Systems postuliert, zunächst hin zu einer Mediendemokratie oder Me-
diokratie (Hoffmann-Riem, 2003) und mittlerweile in Richtung einer Netzwerkge-
sellschaft, in der sowohl etablierte Massenmedien als auch traditionelle Formen 
politischer Beteiligung an Bedeutung verlieren (Bennett, 2014).
Grundsätzlich stellt sich zudem bei allen diesen vermuteten und beobachteten 
Zusammenhängen immer die Kausalitätsfrage. Plausibel lassen sich die Zusammen-
hänge zumeist in beide Richtungen argumentieren: Dies gilt sowohl für das Wech-
selspiel zwischen der Nutzung von Ofline- und Online-Kommunikation als auch 
für das Verhältnis von politischer Mediennutzung und politischen Einstellungen. 
Es lässt sich sowohl argumentieren, dass veränderte Nutzungsmuster politischer 
Kommunikationsangebote Einstellungen zur Politik verändern, als auch, dass ver-
änderte Einstellungen zur Politik sich auf die Nutzung von Kommunikationsan-
geboten auswirken (Schulz, 2011, S. 203). Um solche Kausalitätsfragen zu klären, 
sind Längsschnittuntersuchungen notwendig. Empirisch lassen sich Beleg für beide 
Kausalitätsrichtungen inden (Wolling, 2009; Emmer, Wolling, & Vowe, 2012).
Mit solchen empirischen Analysen ist deren normative Einordnung unmittel-
bar verknüpft. Ausgangspunkt ist hier zumeist – vereinfacht ausgedrückt – die 
Frage, ob die Politik von den Medien abhängt oder ob die Medien von der Politik 
determiniert werden oder ob es eine Interdependenz-Beziehung gibt, in der bei-
de Seiten einerseits voneinander abhängen, sich anderseits aber auch gegenseitig 
ermöglichen (Schulz, 2011, S. 48-52; Mazzoleni & Schulz, 1999). Ihre normative Bri-
sanz bekommt die Analyse dann zumeist aufgrund der Annahme, dass sich dieses 
Verhältnis verändert und eine der beiden Seiten an Einluss gewonnen habe oder 
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die andere Seite gar kolonisiere (Strömbäck, 2008). Unabhängig davon, wie das 
Ergebnis dieser Einschätzung ausfällt, stellt sich die Frage, ob die zu erwartenden 
und beobachteten Veränderungen eher als Bedrohung für die demokratische Ge-
sellschaft einzuschätzen sind oder als Chance, die neue Möglichkeiten eröffnet. 
Die Bewertung entsprechender empirischer Befunde hängt dabei wesentlich von 
den jeweiligen demokratietheoretischen Idealvorstellungen ab (Strömbäck, 2008). 
Bevor jedoch solche normativen Bewertungen vorgenommen werden können, ist 
zunächst zu klären, ob die postulierten Veränderungen und deren Folgen tatsäch-
lich feststellbar sind. Darum soll es in diesem Beitrag gehen.
Ziel dieses Aufsatzes ist es, einige der Thesen der eingangs zitierten Autoren 
einer empirischen Prüfung zu unterziehen. Um die von den Autoren behaupteten 
Veränderungen theoretisch zu plausibilisieren, werden die Mediatisierungsthe-
se sowie integrative Theorien, die handlungs- und systemtheoretischen Ansätze 
verknüpfen, aufgegriffen. Auf dieser theoretischen Grundlage wird erläutert, mit 
welchen Untersuchungsdesigns die Hypothesen geprüft werden können und sol-
len. Anschließend werden Ergebnisse, die durch die Sekundäranalyse von Euro-
barometer-Daten erzielt wurden, vorgestellt und diskutiert.
2 Theoretischer Rahmen: Mediatisierung der Politik und 
integrative Sozialtheorien
Die These der Mediatisierung der Politik (bei einigen Autoren auch Mediali-
sierung, siehe Schulz, 2011) kann als ein Versuch verstanden werden, die verschie-
denen, auf einzelne Medien oder Plattformen fokussierten Veränderungsannah-
men zusammenzuführen. Das Konzept der Mediatisierung ist in den letzten Jahren 
von zahlreichen Autoren aufgegriffen worden und über seinen Inhalt hat sich eine 
lebhafte Debatte entwickelt, in der deutliche wurde, dass unterschiedliche Vorstel-
lungen existieren, welche Aspekte bei der Deinition von Mediatisierung in den Mit-
telpunkt gestellt werden sollten und welche Phänomene darunter zu fassen sind: In 
einem frühen Beitrag zum Konzept sieht Kaase (1998) Mediatisierung auf den Be-
reich der Symbolpolitik beschränkt und möchte die Forschung auf die Frage fokus-
sieren, ob sich „das Verhältnis zwischen Massenmedien und Politik in letzter Zeit 
mehr oder weniger grundlegend verändert hat“ (S. 36; Herv. im Original). Während 
für Kepplinger (1999) die Mediatisierung der Politik die „Anpassung der Politik an die 
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Erfolgsbedingungen der Medien“ (S. 55) bezeichnet, sprechen andere von einer Me-
diatisierung des Politischen, die in einer Veränderung der Strukturen interpersonaler 
Kommunikation durch Radio, Fernsehen, Computer und Internet zum Ausdruck 
kommt (Thimm et al., 2012, S. 294). Meyen (2009) wiederum plädiert dafür, unter 
„Medialisierung solche Reaktionen in anderen gesellschaftlichen Teilbereichen zu 
verstehen, die sich entweder auf den Strukturwandel des Mediensystems beziehen 
oder auf den generellen Bedeutungsgewinn von Massenmedienkommunikation“ 
(S. 23). Schulz (2004) identiiziert vier Teilprozesse, die unter dem Begriff Mediati-
sierung subsumiert werden: Die Ausdehnung der individuellen Erfahrungen durch 
Medien, den Ersatz nicht-medialer Erfahrungen durch mediale Erfahrungen, das 
Verschmelzen nicht-medialer und medialer Lebensbereiche sowie die Anpassung 
nicht medialer Akteure an die Arbeitsweisen der Medien (Medienlogik). Angesichts 
der zunehmenden Bedeutung von Online-Medien stellt er die Frage, ob der Prozess 
der Mediatisierung (der sich zunächst einmal auf die Massenmedien bezieht) damit 
zu einem Ende komme. Schulz argumentiert, dass durch die Online-Medien man-
che Voraussetzungen der Mediatisierung verschwinden, andere hingegen bleiben 
und wieder andere erst neu hinzukommen würden.
Nach Vowe (2006) ist die Mediatisierung der Politik ein Deutungsmuster für 
Veränderungen in der Politik. Darin kommt zum Ausdruck, „dass Medien in dop-
pelter Hinsicht wichtiger für kollektiv bindende Entscheidungen geworden sind, 
und zwar wichtiger als früher und wichtiger als andere Faktoren“ (S. 441; Herv. im 
Original). Dieser Bedeutungsgewinn der Medien für die Politik – so die These – sei 
auf Veränderungen in den medialen Bedingungen zurückzuführen. Welche Be-
dingungen genau gemeint sind, sei aber nicht klar. Wandel könne sich auf unter-
schiedliche Aspekte beziehen, auf die technischen Potenziale, auf die ökonomische 
Attraktivität neuer Angebote oder auch auf die stärkere Medienpräsenz im Alltag 
(Vowe, 2006, S. 442). Unabhängig davon, welche dieser Faktoren sich letztendlich 
als eigentliche Auslöser des Wandels identiiziert lassen, ihre politische Relevanz 
gewinnen sie erst durch die daraus hervorgehenden Veränderungen alter Kom-
munikationsmuster und durch die Entstehung neuer Formen politischer Kom-
munikation. Solche Aneignungsprozesse verlaufen weder gradlinig noch sind sie 
voraussetzungsfrei, sie werden durch eine Vielzahl von Faktoren beeinlusst und 
modiiziert: Auf der Individualebene können dies beispielsweise die Nutzenkalküle 
der Akteure und auf der Mesobene die unterschiedlichen Organisationsinteressen 
sein (Vowe, 2006, S. 442). Auch auf der Makroebene sind konkurrierende Ursachen 
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für Veränderungen zu berücksichtigen, denn der Bedeutungsgewinn der Medien 
ist nicht die einzige gesellschaftliche Veränderung, die plausibel als Erklärung für 
Veränderungen in der Politik herangezogen werden kann: Auch Globalisierung, 
Kommerzialisierung, Individualisierung oder die wachsende Bedeutung von wis-
senschaftlicher Expertise und Beratung können zur Veränderung in der Politik 
und der politischen Kommunikation führen (Schulz, 2014; Vowe, 2006).
Es ist hier weder notwendig noch möglich, dass Mediatisierungskonzept erschöp-
fend zu erörtern. Entscheidend ist an dieser Stelle nur festzuhalten, dass die These 
der Mediatisierung bezüglich des Eingangs erörterten Wechselspiels von Politik und 
Medien eine klare Position einnimmt: Es handelt sich um einen Prozess, in dem Ver-
änderungen im Medienbereich Veränderungen in der Politik zur Folge haben.
Da das Mediatisierungskonzept die Folgen von Veränderung in der medienver-
mittelten Kommunikation thematisiert, wäre es naheliegend die Grundüberlegung 
des Mediatisierungskonzepts in einem Kausalmodell darzustellen. Allerdings ist die 
Logik eines Kausalmodells auch mit theoretisch-konzeptionellen Verkürzungen 
verbunden. Eine dieser Unzulänglichkeiten besteht in der Vernachlässigung rezip-
roker Wirkungen (Kepplinger, 1999; Mazzoleni & Schulz, 1999), eine andere in der 
Vernachlässigung der Wechselwirkungen zwischen Mikro-, Meso- und Makroebe-
ne. Wenn beispielsweise ein Software-Unternehmen eine neue Applikation ent-
wickelt hat, die den verschiedenen politischen Akteuren die Möglichkeit bietet, in 
einer bisher nicht möglichen Weise miteinander zu kommunizieren, dann handelt 
es sich zunächst nur um ein Kommunikationsangebot. Es ist möglich, dass die neue 
Applikation auf breite Akzeptanz stößt, es ist aber auch denkbar, dass niemand 
oder nur ein kleiner Prozentsatz der Zielgruppen die neue Option aufgreift oder 
dass dies nur durch eine bestimmte Gruppe geschieht. So könnte es beispielsweise 
sein, dass (zunächst) nur wenige politische Organisationen (Mesoebene) das Ange-
bot nutzen und nur einige speziische Segmente der Bürgerschaft (Mikroebene). 
Möglich ist, dass die Übernahme der Innovation mit großer Geschwindigkeit statt-
indet oder nur langsam, dass sie in der von den Entwicklern intendierten Form 
verwendet wird oder eine davon abweichende Aneignung erfolgt.
Die Varianz in den Prozessen einer bestimmten Ebene hat auch Auswirkungen 
auf die anderen Ebenen: Je nachdem wie intensiv die neue Applikation beispiels-
weise von den Bürgern verwendet wird, werden politische Parteien, Verwaltun-
gen oder Ministerien sich mehr oder weniger motiviert oder gezwungen sehen, 
auf dieses Verhalten zu reagieren. Wenn immer mehr Bürger und Organisationen 
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die Applikation nutzen, verändern sich damit die Rahmenbedingungen und zwar 
sowohl für diejenigen, die die neue Software bereits nutzen, als auch für dieje-
nigen, die sie noch nicht nutzen. Die nachfolgenden Nutzungsentscheidungen 
der Individuen, Organisationen aber auch die Investitionsentscheidungen der 
involvierten Software-Unternehmen erfolgen vor dem Hintergrund dieser ver-
änderten Lage. Theoretisch wird dieser wechselseitige Zusammenhang zwischen 
Mikro, Meso- und Makroebene von Esser (1999) mit dem Modell der soziologi-
schen Erklärung modelliert. Ähnliche Überlegungen inden sich auch bei Giddens 
(1997) oder Schimank (1985). Diese integrativen Theorien überwinden die einseitige 
Ausrichtung von Handlungstheorien auf der einen und Systemtheorien auf der 
anderen Seite. Sie berücksichtigen, dass einerseits individuelles Handeln durch 
die strukturellen Bedingungen präformiert wird, dass aber anderseits durch die-
ses individuelle Handeln die Strukturen überhaupt erst entstehen. Damit liefern 
sie einen theoretischen Rahmen durch den sowohl relative gesellschaftliche Sta-
bilität, allmählicher gesellschaftliche Wandel als auch eruptive Veränderungen 
durch externe Einlüsse konzeptionell fassbar werden.
Der Grundgedanke dieser integrativen Theorien ist für den Forschungsansatz 
dieses Beitrags von zentraler Bedeutung: Demnach werden die individuellen 
politischen Handlungen von Personen oder die politischen Aktivitäten von Or-
ganisationen durch die jeweiligen politischen, gesellschaftlichen und medialen 
Rahmenbedingungen strukturiert. Durch die so geprägten individuellen politi-
schen Handlungen und organisationalen Aktivitäten werden die politischen, ge-
sellschaftlichen und medialen Rahmenbedingungen beeinlusst und auf diesen 
Weg entweder bestätigt und verfestigt oder aber verändert. Diese (un)veränder-
ten Rahmenbedingungen bilden dann den neuen Handlungsrahmen für nachfol-
gende individuelle politische Handlungen und Organisationsaktivitäten. Für die 
politische Online-Kommunikation bedeutet dies beispielsweise, dass die indivi-
duelle Nutzung von Online-Medien für politische Zwecke auch davon abhängt, 
wie stark die Online-Kommunikation in einer Gesellschaft tatsächlich verbreitet 
und etabliert ist. Wenn beispielsweise nur ein kleiner Teil der Bevölkerung On-
line-Medien nutzt, dann – so die These – werden politische Organisationen weniger 
geneigt sein, ihre politische Botschaften vorrangig über Online-Medien zu ver-
breiten, weil sie davon ausgehen (müssen), dass sie über Online-Medien nur Teile 
der Bürgerschaft erreichen können. Auch traditionelle Massenmedien wie Tages-
zeitungen oder Fernsehsender werden in die Plege ihrer Internetpräsenzen we-
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niger Anstrengungen investieren, wenn nur ein kleinerer Teil der Bevölkerung 
auf Online-Angebote zugreift. Das wiederum wird sich auf das politische Kommu-
nikationsverhalten der Bürger auswirken, da diese nicht erwarten (können) alle 
für sie relevanten Informationen in Online-Medien zu erhalten. 
Der eingangs zitierte Theoriebeitrag von Dohle, Jandura und Vowe (2014) pos-
tuliert eine solche Mediatisierung der Politik durch Online-Medien. Diese These 
wird nachfolgend als Online-Mediatisierung bezeichnet. Die Autoren stellen die 
Frage: „Wie verändert sich die politische Kommunikation in einer durch Online-
Medien dominierten Kommunikationswelt?“ (S. 414). Für die Systematisierung 
ihrer Analyse der Veränderungen der politischen Kommunikation verwenden sie 
neun Frageworte, von denen jedes eine Strukturierungsdimension markiert: wer 
(sozial), was (inhaltlich), wie (formal), wo (räumlich), wann (zeitlich), womit (tech-
nisch), wohin (normativ), wozu (funktional), warum (kausal)? Als zweite Struktu-
rierungsdimension nutzen sie die Unterscheidung von Individual-, Organisations- 
und Gesellschaftsperspektive. Im Ergebnis legen sie eine Systematik vor, anhand 
derer „die enorme Vielzahl von Phänomenen politischer Kommunikation geord-
net und die weitere Forschung strukturiert werden kann“ (S. 414).
3 Hypothesen und Analyseansatz
In ihrem Beitrag entwickeln die drei Autoren eine große Anzahl von Ver-
mutungen, von denn einige im Rahmen dieses Aufsatzes geprüft werden sollen. 
So konzentriert sich der vorliegende Beitrag auf die Individualebene, also auf das 
politische Kommunikationsverhalten der einzelnen Bürger. Deswegen werden im 
Folgenden nur jene Thesen der Autoren aufgegriffen, die sich auf der Mikroebene 
operationalisieren lassen. Weitere Einschränkungen ergeben sich aus den verfüg-
baren Daten: Manche Hypothesen lassen sich nicht prüfen, weil in den hier ver-
wendeten Daten geeignete Indikatoren fehlen. In wieder anderen Fällen besteht 
die Schwierigkeit darin, dass sich aus den Ausführungen der Autoren nicht ohne 
Weiteres prüfbare Hypothesen ableiten lassen, weil beispielsweise die Randbedin-
gungen nicht speziiziert wurden. Zur „womit“-Frage heißt es beispielweise: „Dies 
bedeutet für die Kommunikation von Individuen in ihren politischen Rollen einen 
Zuwachs von Gestaltungsmöglichkeiten“ (Dohle et al., 2014, S. 419). Hinsichtlich 
der Nutzung dieses Potentials bleiben sie jedoch unbestimmt: „Diese Möglichkeiten 
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werden unterschiedlich stark genutzt“ (S. 419). Wovon diese unterschiedliche Nut-
zung abhängt, wird nicht weiter ausgeführt.
Nachfolgend werden die Überlegungen zu drei Strukturierungsdimensionen 
aufgegriffen, die Ansatzpunkte für eine empirische Prüfung bieten. Daraus wer-
den nachfolgend konkrete Hypothesen abgeleitet.
Globalisierung des Horizonts politischer Kommunikation: Wo wird kommuniziert?
„Mit der Diffusion von Online-Medien globalisiert sich politische Kommunika-
tion. […] Dadurch verlieren territoriale Grenzen an Bedeutung und mit ihnen 
lokale, regionale und nationale Aspekte. […] Auch weil Online-Kommunikation 
über Ländergrenzen hinweg sichtbar ist, wird ihr das Potenzial zugeschrieben, 
demokratische Prozesse voranzutreiben. Bisweilen ist bereits von einer globalen 
Zivilgesellschaft die Rede“ (S. 427-428).
H1a) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker fühlen sich die Bürger 
Europa verbunden.
H1b) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker ist der positive Zusam-
menhang zwischen der Intensität der politischen Online-Kommunikation und 
der Verbundenheit mit Europa.
Heterogenisierung der Themen politischer Kommunikation: Was wird kommuniziert?
Einige Webangebote berichten „polarisierter als die auf Ausgewogenheit bedach-
ten traditionellen Anbieter. Diese Polarisierung kann sich in der Nutzung fortset-
zen“ (S. 421).
H2a) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker die politische Polarisierung.
H2b) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker ist der Zusammenhang 
zwischen der Präferenz für nicht traditionelle Social-Media-Angebote und politi-
scher Polarisierung.
Hybridisierung der Form politischer Kommunikation: Wie wird kommuniziert?
„Auf der Individualebene ist zu beobachten, dass die Reichweite klassischer Mas-
senmedien für politische Kommunikation rückläuig ist und dass andere Kommu-
nikationsformen an Bedeutung gewinnen“ (S. 422).
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H3a) Je höher die Online-Mediatisierung, desto geringer die Nutzung von traditi-
onellen Medien für die politische Kommunikation.
H3b) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker der negative Zusam-
menhang zwischen der Intensität der politischen Online-Kommunikation und 
der Nutzung von traditionellen Medien für die politische Kommunikation. 
„Besonders Nutzer politischer Angebote traditioneller Massenmedien, die eine 
Afinität gegenüber den verschiedenen Potenzialen des Internets haben, binden 
Blogs, Websites und das Social Web in ihr politisches Kommunikationsrepertoire 
ein“ (S. 422).
H4a) Je höher die Online-Mediatisierung, desto positiver die Bewertung der 
Potenziale von Social Media.
H4b) Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker der Zusammenhang 
zwischen der positiven Bewertung der Potenziale von Social Media und der 
Nutzung nicht-traditioneller Social-Media-Angebote. 
H4c) Dies gilt insbesondere für die intensiven Nutzer traditioneller Medien.
Die Hypothesen 1a, 2a, 3a und 4a postulieren Unterschiede zwischen den drei Län-
dergruppen bezüglich des Niveaus auf dem sich die vermuteten Zusammenhänge 
zeigen, während die Hypothesen 1b, 2b, 3b und 4b Aussagen zur Stärke der Zusam-
menhänge machen. Grundsätzlich werden die stärksten Zusammenhänge bei ho-
her Online-Mediatisierung erwartet, während die geringsten Effekte bei geringer 
Online-Mediatisierung vermutet werden (Abbildung 1, nächste Seite). Die Hypo-
these 4c speziiziert eine Moderatorvariable für Hypothese 4a und 4b. 
4 Methode: Sekundäranalyse
4.1 Untersuchungsdesign und Datengrundlage
Mit dem Konzept der Mediatisierung der Politik sind Veränderungen der po-
litischen Kommunikation im Zeitverlauf angesprochen. Für die Untersuchung von 
(Online-)Mediatisierung ist es deswegen notwendig, die Kommunikation zu ver-
schiedenen Zeitpunkten zu untersuchen, um feststellen zu können, ob sich die vor-
hergesagten Entwicklungen und Veränderungen von Zusammenhängen tatsäch-
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lich beobachten lassen. Entsprechende Analysen können mit den Daten der Studie 
„Politische-Online-Kommunikation“ durchgeführt werden, die als Panelstudie die 
Entwicklung der politischen (Online)-Kommunikation zwischen 2002 und 2010 in 
Deutschland nachgezeichnet hat (Emmer, Vowe, & Wolling, 2011) und die nun bei 
der GESIS (ZA 5227) für Sekundäranalysen zur Verfügung steht. Allerdings weist 
eine solche auf ein Land beschränkte Längsschnittanalyse auch Probleme auf. Die 
Grenzen der Analysestrategie bestehen darin, dass die beobachtbaren Veränderun-
gen in der Verbreitung der Online-Kommunikation nicht die einzigen Makro-Ver-
änderungen sind, die sich im untersuchten Zeitraum ereignet haben und deswegen 
eine eindeutige Attribution der Ursachen nicht möglich ist. 
Eine alternative Vorgehensweise zur Analyse von Veränderungen beruht auf 
dem Vergleich verschiedener Regionen, denn die Logik der Online-Medien hat sich 
in den unterschiedlichen Teilen der Welt noch keineswegs einheitlich durchge-
setzt und selbst innerhalb Europas gibt es deutliche Unterschiede, hinsichtlich 
der Diffusion und Nutzung von Online-Medien. An dieser Ungleichzeitigkeit der 
Entwicklung in Europa setzt dieser Beitrag an. Für die Prüfung der Thesen wird 
eine Sekundäranalyse des Eurobarometers 80.1 durchgeführt. Dieser Ende 2013 
erhobene Datensatz ist für das vorliegende Vorhaben geeignet, weil er im Unter-

























schied zu den meisten Eurobarometern auch mehrere Variablen zur Mediennut-
zung, insbesondere auch zur politischen Online-Nutzung enthält. Die grundlegende 
Analysestrategie beruht auf dem Vergleich verschiedener Ländergruppen.
In einem ersten Analyseschritt wurde deshalb geprüft, wie groß der Anteil der 
Onliner in den verschiedenen EU-Ländern ist. Als Onliner wurden alle Personen 
gezählt, die angaben, mindestens einmal pro Woche das Internet zu nutzen. Auf 
dieser Basis wurde eine Einteilung in drei Ländergruppen mit unterschiedlichem 
Grad der Online-Mediatisierung vorgenommen. In den drei Gruppen beinden sich 
jeweils vier Länder, die hinsichtlich der Online-Nutzung relativ homogen sind 
(siehe Tabelle 1). In der ersten Gruppe ist der Anteil der Onliner mit 46 bis 61 
Prozent relativ niedrig, in der zweiten Gruppe beinden sich Länder mit einem 
mittleren Onliner-Anteil zwischen 70 und 73 Prozent. Die dritte Gruppe umfasst 
Länder mit einem hohen Anteil von Onlinern (83-94%). 




Stichprobe 3.720 5.277 1.940















Die Bürger dieser drei Ländergruppen werden nachfolgend verglichen. Unter-
sucht wird, ob sich Variablenausprägungen und Variablenzusammenhänge – die 
sich aus den oben genannten Thesen von Dohle, Jandura und Vowe ableiten las-
sen – in den drei Ländergruppen unterschiedlich darstellen. So könnte beispiels-
weise aus der ersten These abgeleitet werden, dass der Zusammenhang zwischen 
politischer Online-Nutzung und die Identiikation mit den verschiedenen Ebenen 
der politischen Gemeinschaft (lokal, national vs. europäisch) unterschiedlich aus-
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fällt. In den Ländern, in den die Online-Logik noch nicht so stark verbreitet ist (in 
denen der Anteil der Onliner noch geringer ist) sollte der Zusammenhang zwi-
schen politischer Online-Kommunikation und dem Gefühl der Verbundenheit mit Europa 
schwächer ausfallen als in jenen Ländern, in denen sich die Online-Logik bereits 
weitgehend etabliert hat.
Sollten sich die vorhergesagten Unterschiede zeigen, dann wäre dieser Befund 
allerdings trotzdem noch kein eindeutiger Beleg für die Richtigkeit der These ei-
nes grundlegenden strukturellen Wandels. Das ist darauf zurückzuführen, dass 
sich die drei Ländergruppen auch in vielerlei anderer Hinsicht unterscheiden, 
die Ursache für die variierenden Effekte seien könnten. Sollten sich die behaup-
teten Unterschiede aber nicht nachweisen lassen, dann würde dieses Ergebnis die 
eingangs zitierten weitreichenden Behauptungen grundsätzlich in Frage stellen. 
Zumindest müssten weitere Randbedingungen speziiziert werden, die notwen-
digerweise gegeben seien müssten, damit die Thesen zutreffen. Durch solche 
Randbedingungen würde die Reichweite der Thesen jedoch deutlich verringert. 
Der Untersuchungsansatz zielt also nur auf Falsiikation, kann aber prinzipiell kei-
ne belastbaren Ergebnisse für die Richtigkeit der Behauptungen liefern.
4.2 Operationalisierung
Die Eurobarometer-Untersuchungen werden jeweils in der Landessprache 
durchgeführt. Nachfolgend werden die englischsprachigen Item-Formulierungen 
aus dem „basic bilingual questionnaire“ wiedergegeben. Die unabhängige Varia-
ble der Hypothese 1a, 2a, 3a und 4a ist die zuvor präsentierte Unterteilung in die 
drei Ländergruppen. Die Operationalisierung der unabhängigen Variablen für die 
Zusammenhangshypothesen 1b, 2b, 3b und 4b sowie die abhängigen Variablen 
werden nachfolgend erläutert. 
Die unabhängigen Variablen
Die unabhängige Variable der ersten und der dritten Zusammenhangshypothe-
sen – die Intensität der politischen Online-Kommunikation – wurde auf drei unter-
schiedliche Weisen konstruiert: Der erste Index berücksichtigt alle Befragten, 
auch die Nichtnutzer von Online-Medien, während der zweite nur die Onliner 
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einschließt. Der dritte Index beschränkt sich auf das Subsample der Nutzer poli-
tischer Online-Angebote.
Für den ersten Index wurden insgesamt drei Fragen verwendet. Zum einen 
sind dies zwei Fragen, mit denen ermittelt wurde, welche Rolle das Internet für 
die politische Information der Befragten spielt: „Where do you get most of your 
news on a) national political matters, b) European political matters?“ Die Befrag-
ten konnten aus vier vorgegebenen Medien auch das „Internet” wählen, ent-
weder als erste (wichtigste Infoquelle) oder als zweite Option (weitere wichtige 
Quelle). Daraus entstand jeweils eine Skala mit den Werten „2“ = „Internet ist für 
den Befragten erste Option“, „1“ = „Internet ist zweite Option“, „0“ = „Internet 
ist weder erste noch zweite Option“. Die beiden Items sind hoch korreliert (r=.83) 
und wurden entsprechend zu einem Index addiert, wodurch eine Skala von „0“ 
bis „4“ entstand. Neben diesen Präferenzvariablen wurde bei der Indexbildung 
auch der Umfang der Online-Nutzung berücksichtigt. Auf die Frage „Could you 
tell me to what extent you use the Internet” konnten die Befragten auf einer 
sechsstuigen Skala antworten. Über die Hälfte der Befragten wählte die Option 
„everyday/almost every day“. Diese Antwort wurde mit den Wert „2“ kodiert, 
während die Antworten „no access to this medium“ und „never“ mit „0“ ver-
schlüsselt wurden. Alle anderen Befragten, die das Internet nutzen, dies aber we-
niger als (fast) täglich machen, erhielten den Wert „1“ zugewiesen. Anschließend 
wurde die generelle Nutzungsintensität mit der Präferenzvariable multipliziert 
wodurch eine Skala von „0“ bis „8“ entstand (siehe Tabelle 2).
Der zweite Index wurde in gleicher Weise gebildet, einzig mit dem Unter-
schied, dass die Nichtnutzer des Internets nicht mit dem Wert „0“ codiert wur-
den, sondern als „fehlend“. Den Wert „0“ erhielten bei dieser Skala somit nur 
Onliner, die das Internet nicht für politische Informationen über nationale und 
europäische Angelegenheiten nutzen, während die Ofliner bei dieser Variante 
der Indexbildung ausgeschlossen wurden (siehe Tabelle 2).
Beim dritten Index wurde hingegen anders vorgegangen: Befragte, die das In-
ternet als wichtigste oder zweitwichtigste Quelle für Informationen über nationa-
le oder europäische Angelegenheit nannten, wurden anschließend gefragt, welche 
Online-Angebote sie dafür nutzen: „On the Internet, which of the following web-
sites do you use to get news on national political matters?“ Jeweils fünf Optionen 
wurden abgefragt, dies waren „a) institutional and oficial websites (governmen-
tal websites, etc.), b) information websites (websites from newspapers, news ma-
Struktureller Wandel der politischen Kommunikation
gazines, etc.), c) online social networks, d) blogs und e) video hosting websites“, 
darüber hinaus wurde auch erfasst, ob die Befragten „other websites“ nannten. 
Für die Bildung des Index wurde gezählt, wie viele unterschiedliche Internetan-
gebote jeweils (für nationale und europäische Themen) genutzt werden. Dadurch 
entstand eine Skala von „0“ bis maximal „12“ (siehe Tabelle 2).
Für die Konstruktion der unabhängigen Variablen der zweiten Zusammen-
hangshypothese – die Präferenz für nicht-traditionelle Social-Media-Angebote – wur-
den die gleichen Fragen genutzt wie zuvor. Als Indikatoren für nicht-traditionelle 
Social-Media-Angebote wurden a) „online social networks“, b) „blogs“ und c) „vi-
deo hosting websites“ verwendet. Auch hier wurde wiederum gezählt, wie viele 
unterschiedliche Angebote für nationale und europäische Informationen genutzt 
wurden. Daraus resultierte eine Skala von „0“ bis „6“. Den Gegenpol zu den Social-
Media-Angeboten bilden die traditionellen „information websites (websites from 
newspapers, news magazines, etc.)“, die im Unterschied zu den Social-Media-
Angeboten im Allgemeinen der Neutralitätsnorm verplichtet sind. Auch die Nut-
zung dieser „information websites“ für nationale und europäische Informationen 
wurde zusammengefasst, wodurch eine Skala mit den Werten „0“ bis „2“ entstand. 
Abschließend wurde der Index der traditionellen Information Website-Nutzung 
vom Index der nicht-traditionellen Social-Media-Nutzung subtrahiert, wodurch 
eine Skala von „-2“ bis „+6“ entstand. Wobei „-2“ eine klare Präferenz für traditi-
onelle Informations-Websites anzeigt, während „+6“ die eindeutige Präferenz für 
nicht-traditionelle Social-Media-Angebote indiziert (siehe Tabelle 2).
Die unabhängige Variable der vierten Zusammenhangshypothese – die Bewer-
tung der Potenziale von Social Media – wurde bei allen Personen mit insgesamt vier 
Items und folgender Einleitung erfragt: „Regardless of wether you participate in 
online social networks or not (social networking websites, blogs, video hosting 
websites), please tell me whether you totally agree (=3), tend to agree (=2), tend 
to disagree (=1) or totally disagree (=0) with each of the following statements…” 
Von den vier Items, die den Befragten vorgelegt wurden, bilden die folgenden 
drei eine reliable Skala (α=.82): „Online social networks are a modern way to keep 
abreast of political affairs”, „Online social networks can get people interested in 
political affairs”, „Online social networks are a good way to have your say on po-
litical issues”. Aus diesen drei Items wurde ein Mittelwertindex berechnet (siehe 
Tabelle 2). Das vierte Item wurde nicht berücksichtigt, da es die Reliabilität der 
Skala deutlich verschlechtert hätte.
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Tabelle 2: Politische Online-Nutzung und Bewertung in den drei Ländergruppen
Grad der Online-Mediatisierung: niedrig mittel hoch
Gesamtsample: Mittlere Nutzungsintensität, 
(Standardabweichung) von Online-Medien 










Onliner-Sample: Mittlere Nutzungsintensität 
(Standardabweichung) von Online-Medien 










Nutzer politischer Onlineangebote: Mittlere 
Anzahl der genutzten Online-Angebote (Stan-










Nutzer politischer Onlineangebote: Mittlere 
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Gesamtsample: Mittlere Bewertung der 
Potenziale von Social Media (Standardabwei-











Die abhängige Variable in Hypothese 1, ist die Verbundenheit mit Europa. Sie wur-
de auf zwei Arten operationalisiert: Als erstes wurde die Stärke der Identiikation 
der Befragten mit Europa im Vergleich zu ihrer Identiikation mit ihrer Nation/
Ortschaft ermittelt. Dazu wurden die Antworten auf die folgenden drei Fragen ver-
wendet: „Please tell me how attached you feel to a) your city/town/village, b) our 
country, c) The European Union”. Die Stärke der Identiikation wurde auf einer 
vierstuigen Skala von „1“ = „not at all attached” bis „4“ = „very attached” gemes-
sen. Aus den ersten beiden Indikatoren, die positiv korreliert sind (r=.53), wurde ein 
Mittelwertindex gebildet, der anschließend vom Indikator für die Identiikation 
mit Europa abgezogen wurde, dadurch entstand ein Index von „-3“ = „ausschließ-
liche Identiikation mit Nation/Ortschaft“ bis „+3“ = „ausschließliche Identiikation 
mit Europa“. Der Wert „0“ zeigt an, dass sich ein Befragter mit beiden Seiten gleich 
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stark bzw. gleich schwach identiiziert. Als zweiter Indikator für die Verbundenheit 
mit Europa wurde die Handlungsbereitschaft der Befragten ermittelt: „How likely 
or not do you think you would make use of this European Citizens’ initiative?“ Vier 
Antwortmöglichkeiten waren verfügbar von „not at all likely” = „1“ bis „very like-
ly” = „4“. Die beiden Indikatoren sind erwartungsgemäß positiv korreliert (da bei-
de das gleiche theoretische Konstrukt operationalisieren sollen), allerdings ist der 
Zusammenhang nicht so stark (r=.25), dass die Zusammenfassung zu einem Index 
unbedingt angezeigt wäre.
Die abhängige Variable in Hypothese 2 ist die politische Polarisierung. Da sich die 
Hypothese nicht auf bestimmte Einstellungen bezieht, wurde aus den im Fragebo-
gen vorhandenen Item-Batterien ein möglichst breites Spektrum unterschiedli-
cher politischer Einstellungsdimensionen ausgewählt. Zum einen waren dies zwei 
Items zur Demokratiezufriedenheit: „On the whole, are you very satisied (=4), 
fairly satisied (=3), not very satisied (=2) or not at all satisied (=1) with the way 
democracy works in (our country)? And how about the way democracy works in 
the EU?” Zum anderen standen drei umfangreiche Item-Batterien zur Verfügung, 
aus denen jeweils zwei Items für die Indexbildung verwendet wurden und zwar 
jene mit der größten Varianz (da es darum geht einen Indikator für politische 
Polarisierung zu entwickeln). Die erste Batterie bezieht sich auf Maßnahmen, die 
die EU zur Bewältigung der Finanzkrise ergreifen sollte: „Thinking about reform 
global inancial markets, please tell me whether you are in favour or opposed to 
the following measures to be taken by the EU”. Auf einer Skala von „1”=„strongly 
in favour” bis „4”=„strongly opposed” positionierten sich die Befragten zu den 
folgenden beiden Items „The introduction of a tax on inancial transactions” und 
„The introduction of Eurobonds (European bonds)”. In der zweiten Item-Batterie 
geht es um die Bewertung der EU-Politik in verschiedenen Politikfeldern. Dazu 
wurde der Grad der Zustimmung zu mehreren Items auf eine Skala von „1”=„to-
tally disagree” bis „4”=„totally agree” erhoben: Die folgenden Items wurden für 
die Indexbildung verwendet: „The EU is making the inancial sector pay its fair 
share” und „The EU makes the quality of life better”. Die letzten beiden Items 
stammen aus einer Batterie, mit der die Befragten die Wichtigkeit verschiede-
ner politischer Maßnahmen der EU bewerten sollten. In diesem Fall sollten die 
Teilnehmer eine 10-Punkte-Skala verwenden von „1”=„not at all important” bis 
„10”=„very important”. Die beiden für die Indexbildung verwendeten Aussagen 
hatten folgenden Wortlaut: „To increase the support for research and develop-
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ment policies and turn inventions into products” und „To develop the eeconomy 
by strengthening ultra fast Internet within the EU”. Für die Ermittlung des Polari-
sierungsgrades wurde bei den ersten sechs Items gezählt, wie häuig die Befragten 
den Wert 1 oder 4 gewählt hatten. Bei den letzten beiden Items wurde die Auswahl 
der Werte 1 und 2 sowie 9 und 10 als polarisierte Antworten gewertet. Auf diese 
Weise entstand eine neue Skala mit den Werten von „0 = keine extreme Antwort 
gewählt“ bis „8 = bei allen acht Items eine extreme Antwort gewählt“.
Die abhängige Variable in Hypothese 3 ist der Umfang der Nutzung von traditi-
onellen Medien für die politische Kommunikation. Auch für Operationalisierung 
dieser Variable wurde ein Index gebildet. Als Indikatoren wurden Fragen zur 
Nutzung von Fernsehen, Zeitung und Radio verwendet: „Could you tell me to 
what extent you a) watch television on a TV set, b) listen to the radio c) read the 
written press?“ Die Antwortvorgaben waren die gleichen wie bei der Internet-
nutzung (unabhängige Variable von H1 und H3) und wurden ebenfalls mit „0 = 
never/no access“, „2 = „everyday/almost every day” sowie „1“ für eine vorhan-
dene aber geringe Nutzungshäuigkeit kodiert. Anschließend wurden die drei Va-
riablen addiert, sodass eine Skala mit den Werten von „0“ bis „6“ entstand. Da mit 
diesen Fragen jedoch nur die allgemeine Nutzung der drei Medien gemessen wird 
und nicht die Nutzung politischer Information, wurde der Index – ähnlich wie bei 
der Online-Nutzung – anschließend gewichtet. Dazu wurden die Antworten auf 
die Fragen „Where do you get most of your news on a) national political matters 
b) European political matters?“ verwendet. Befragten, die bei beiden Fragen ei-
nes der traditionellen Medien (Fernsehen, Zeitung oder Radio) nannten, wurde 
der Wert „2“ zugewiesen, während diejenigen, die nur bei einer der beiden Fra-
gen ein traditionelles Medium nannten, den Code „1“ erhielten. Diejenigen, die 
gar kein traditionelles Medium nannten, bekamen den Wert = „0“. Anschließend 
wurde diese neu gebildete Variable mit dem Nutzungsindex multipliziert, sodass 
eine Skala von „0“ bis „12“ entstand. 
Die abhängige Variable in Hypothese 4 ist die Nutzung nicht traditioneller 
Social-Media-Angebote. Sie wurde aus der gleichen Item-Batterie gebildet wie die 
dritte Variante der unabhängigen Variablen von H1 und H3 (siehe oben). Befrag-
te, die das Internet als wichtigste oder zweitwichtigste Quelle für Informationen 
über nationale oder europäische Angelegenheit nannten, wurden anschließend 
gefragt, welche Online-Angebote sie dafür nutzen: „On the Internet, which of the 
following websites do you use to get news on national political matters? Aller-
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dings wurden nun nicht alle sechs Optionen zur Indexbildung herangezogen, son-
dern nur die drei Social-Media-Angebote a) „online social networks“, b) „blogs“ 
und c) „video hosting websites“. Auf diese Weise entstand eine Skala von „0“ bis 
„6“, die dann in eine Skala von „1“ bis „7“ transformiert wurde. Der Wert „1“ be-
deutet, dass keine Social-Media-Angebote genutzt werden, der Wert „7“ zeigt an, 
dass alle Optionen verwendet werden. 
Die Moderatorvariable, die in H4c genannt wird, ist die Intensität der Nut-
zung traditioneller Medien. Für die Operationalisierung der Moderatorvariable 
wird die abhängige Variable von Hypothese 3 verwendet. Diejenigen, die bei 
der Skala zum Umfang der Nutzung traditioneller Medien Werte zwischen 10 und 
12 erreichten, wurden als häuige Nutzer traditioneller Medien angesehen. Für 
dieses Subsample wurden die Analysen zur Prüfung von Hypothese 4a und 4b 
wiederholt.
5 Ergebnisse der Sekundäranalyse
5.1 Prüfung der Grundannahmen 
Bevor die Hypothesen getestet werden, lohnt es jedoch zunächst einen ge-
naueren Blick auf die in Tabelle 1 dargestellten Befunde zur politischen Online-Nut-
zung und -Bewertung zu werfen. Die Annahme, die den Überlegungen von Dohle, 
Jandura und Vowe (2014) und dem Analyseansatz dieses Beitrags zugrunde liegt, 
ist die Vermutung, dass mit einer zunehmenden Online-Mediatisierung auch 
eine wachsende Bedeutung von Online-Medien für die politische Kommunika-
tion einhergeht. Die in der Tabelle dargestellten Ergebnisse zeigen allerdings, 
dass diese Annahme durch die Daten allenfalls eingeschränkt bestätigt wird: 
Nur bei der Anzahl der genutzten Online-Angebote zeigt sich zumindest tendenziell 
dieser Zusammenhang. Allerdings inden sich in diesem Fall keine Unterschiede 
zwischen der Gruppe mit mittlerer und hoher Online-Mediatisierung. Bei drei 
anderen Indikatoren zeigen sich eher kurvenförmige Zusammenhänge: Die Bür-
ger aus den Ländern mit mittlerer Online-Mediatisierung nutzen die politischen 
Online-Angebote am wenigsten. Betrachtet man nur die Onliner, dann zeigt sich 
sogar, dass die Bürger der Länder mit niedrigen Online-Mediatisierungsgrad, die-
jenigen sind, die die Möglichkeiten der politischen Online-Angebote am stärks-
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ten nutzen. Völlig gegenläuig zu den ursprünglichen Vermutungen sind die Be-
funde im Falle der Präferenz für Social-Media-Angebote. Bei diesem Indikator zeigt 
sich, dass die Bürger aus den Ländern mit hoher Online-Mediatisierung weiter-
hin eher die traditionellen Online-Angeboten präferieren, während die Bürger 
aus den Ländern mit niedriger Online-Mediatisierung, sich deutlich stärker auf 
die Social-Media-Alternativen verlassen. Insgesamt verdeutlichen die Befunde 
sehr deutlich, dass zwischen der zunehmenden Verbreitung von Online-Medien 
in einer Gesellschaft und der Nutzung dieser Angebote für politische Kommuni-
kation keinesfalls ein Automatismus besteht, der zu einem linearen Zusammen-
hang führt. 
5.2 Hypothesenprüfung
Zur Prüfung der Hypothesen wurden jeweils separat in jeder Ländergruppe 
einfache Regressionen berechnet. In der Tabelle 3 sind jeweils die Konstanten (b0) 
und die nicht standardisierten b-Werte (b1) der Regressionen dargestellt. Die Kon-
stanten dienen zur Prüfung der Hypothese 1a, 2a, 3a und 4a (Niveau-Unterschiede) 
während die b-Werte für den Test der Zusammenhänge, die in den Hypothesen 1b, 
2b, 3b, 4b und 4c speziiziert wurden, herangezogen werden. Für die Prüfung der 
Hypothese H1 und H3 stehen jeweils drei Varianten der unabhängige Variable zur 
Verfügung, die sich auf drei unterschiedliche Subsample beziehen. Für die Hypo-
these H1 stehen zudem zwei Varianten der abhängigen Variablen bereit. Somit 
wird H1 in sechs und H3 in drei unterschiedlichen Analysen geprüft. Die anderen 
beiden Hypothesen werden jeweils mit einer Analyse getestet.
Die Hypothese H1a postuliert, dass die Bürger in einer Ländergruppe mit hö-
herer Online-Mediatisierung sich stärker Europa verbunden fühlen, als die Bür-
ger in Ländergruppen mit geringerer Online-Mediatisierung. Ein Vergleich der 
Konstanten (b0-Werte) zeigt, dass die Daten diese Annahme nicht bestätigen. 
In keinem Subsample und bei keinem der beiden Indikatoren für die abhängige 
Variable zeigen sich die erwarteten Tendenzen (siehe Tabelle 3). Beim Onliner-
Sample und bei den politischen Onlinern zeigt sich sogar die entgegengesetzte 
Abstufung: Die Onliner in den Ländern mit hoher Online-Mediatisierung fühlen 
sich Europa weniger verbunden als diejenige aus Ländern mit geringerer Online-
Mediatisierung. Auch die Zusammenhangshypothese H1b indet sich durch die 
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Daten nicht bestätigt. Zwar inden sich fast immer (mit einer Ausnahme) die pos-
tulierten positiven Zusammenhänge (b1-Werte) zwischen der Intensität der politi-
schen Online-Kommunikation und der Verbundenheit mit Europa. Die Erwartung aber, 
dass diese Zusammenhänge unter der Bedingung höherer Online-Mediatisierung 
stärker ausfallen, wird durch die Daten nicht bestätigt.
Die Hypothese H2a postuliert, dass eine höhere Online-Mediatisierung zu einer 
stärkeren politischen Polarisierung führt. Anders als vorhergesagt zeigt sich aller-
dings, dass in den Ländern mit der höchsten Online-Mediatisierung die politische 
Polarisierung am geringsten ausfällt (siehe b0-Werte), während sie sich in den Län-
dern mit mittlerer Online-Mediatisierung als am höchsten erweist. Bezüglich der 
Hypothese H2b bestätigt sich, dass in allen drei Ländergruppen der prognostizierte 
positive Zusammenhang (siehe b1-Werte) zwischen der Präferenz für nicht-traditi-
onelle Social-Media-Angebote und politischer Polarisierung nachweisbar ist. Jedoch in-
den sich keine Belege für die zentrale These, dass mit zunehmender Online-Medi-
atisierung dieser Zusammenhang ebenfalls anwächst. Tatsächlich zeigt sich sogar 
die gegenläuige Tendenz: Die polarisierende Wirkung der Social-Media-Angebote wird 
mit zunehmender Online-Mediatisierung geringer.
Bezüglich der Hypothese 3a zeigen die Analysen einen zur Ausgangsannahme 
gegenläuigen Befund: Je höher die Online-Mediatisierung, desto höher die Nut-
zung von traditionellen Medien für die politische Kommunikation (siehe b0-Werte). 
Im Unterschied dazu wird die Hypothese H3b aber durch die Daten weitgehend 
bestätigt. Die Ergebnisse unterstützen die These, dass in Ländern mit hoher On-
line-Mediatisierung der erwartete negative Zusammenhang zwischen der Inten-
sität der politischen Online-Kommunikation und der Nutzung von traditionellen Medien 
stärker ausfällt als in den Ländern mit geringerer Online-Mediatisierung (siehe 
b1-Werte). Nur in einem Fall wird diese Hypothese nicht bestätigt: Im Subsample 
der politischen Onliner ist der Zusammenhang bei den Bürger der Ländergruppe mit 
geringerer Online-Mediatisierung am deutlichsten. Erst an zweiter Stelle folgt die 
Ländergruppe mit hoher Online-Mediatisierung.
Die Hypothese H4a kann durch die Daten nicht bestätigt werden. Die Bewertung 
der Potenziale von Social Media fällt in der Ländergruppe mit niedriger Online-Medi-
atisierung am positivsten aus (b0-Werte). Am negativsten ist die Bewertung in der 
Ländergruppe mit mittlerer Online-Mediatisierung. Auch die Zusammenhangshypo-
these H4b muss zurückgewiesen werden. Zwar inden sich in allen drei Ländergrup-
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Potenziale von Social Media und der Nutzung dieser Social-Media-Angebote, allerdings 
ist der Effekt in den Ländern mit mittlerer Online-Mediatisierung am stärksten 
und in den Ländern mit hoher Online-Mediatisierung am schwächsten (b1-Werte). 
Die Hypothese H4c stellt die Vermutung auf, dass die Hypothesen H4a und H4b vor 
allem für die häuigen Nutzer traditioneller Medien gelten. Tatsächlich zeigt sich, 
dass für die Vielnutzer traditioneller Medien die Hypothese H4a bestätigt werden 
kann. Hinsichtlich der Hypothese H4b indet sich aber auch in diesem Subsample 
keine Bestätigung. Tatsächlich sind die Effektstärken sogar schwächer ausgeprägt 
als in den Analysen, in denen alle politischen Onliner untersucht werden.
6 Diskussion
Aus der von Dohle, Jandura und Vowe (2014) entwickelten Systematik zur 
Analyse der Entwicklung der politischen Kommunikation unter den Bedingungen 
einer zunehmenden Online-Mediatisierung konnten mehrere Hypothesen abge-
leitet werden, die empirisch geprüft wurden. Die Ergebnisse, die dabei erzielt wur-
den, sind auf verschiedenen Ebenen zu diskutieren.
Ein erstes Ergebnis – das aufgrund der zugrundeliegenden Zielsetzung des 
Beitrags leicht übersehen werden kann – ist die fast durchgängige Bestätigung 
der in den Zusammenhangshypothesen H1b, H2b, H3b und H4b prognostizierten 
Variablenzusammenhänge. Nicht nur der postulierte positive Zusammenhang 
zwischen der Intensität der politischen Online-Kommunikation und der Verbundenheit 
mit Europa sowie der negative Zusammenhang mit der Nutzung von traditionellen 
Medien, sondern auch der positive Zusammenhang zwischen der Präferenz für 
Social-Media-Angebote und politischer Polarisierung sowie zwischen der positiven Be-
wertung der Potenziale von Social Media und deren Nutzung indet sich in den Daten 
bestätigt. Dieser Befund gilt für alle drei Ländergruppen und er indet sich nicht 
nur im Gesamtsample bestätigt, sondern auch in den kleineren Gruppen der On-
liner, der politischen Onliner und selbst bei den politischen Onlinern, die traditi-
onelle Massenmedien häuig nutzen.
Die zentralen Hypothesen des Beitrags, die sich auf das Niveau oder die Stärke 
der Zusammenhänge in den Ländergruppen mit unterschiedlicher Online-Media-
tisierung beziehen, konnten hingegen nur selten bestätigt werden. Nur für Hypo-
these H3b inden sich bezüglich der Effektstärke fast durchgängig die erwarteten 
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Ergebnisse. Je höher die Online-Mediatisierung, desto stärker fällt zumeist der ne-
gative Zusammenhang zwischen der Intensität der politischen Online-Kommunikation 
und der Nutzung von traditionellen Medien aus. Eine partielle Bestätigung indet sich 
auch für Hypothese 4c. Insgesamt lässt sich aber festhalten, dass die Ergebnisse 
eher nicht für die Vermutung sprechen, dass unter den Bedingungen einer zu-
nehmenden Online-Mediatisierung sich bestehende Variablenzusammenhänge 
kontinuierlich verstärken. Tatsächlich lassen sich bei verschiedenen Hypothesen 
verschiedene Muster inden. In dieses Bild passen auch die deskriptiven Befunde 
zum Grad der politischen Online-Mediatisierung. Die in Tabelle 2 präsentierten Er-
gebnisse verdeutlichen, dass aus einer hohen Online-Mediatisierung einer Gesell-
schaft nicht automatisch folgt, dass die Bürger die Online-Medien auch intensiv 
für politische Zwecke nutzen.
Wie sind diese Ergebnisse zu bewerten? Um diese Frage beantworten zu kön-
nen, ist zunächst die Validität der Befunde zu hinterfragen. Tatsächlich lassen 
sich verschiedene Probleme der Untersuchung identiizieren, die eine vorsichti-
ge Interpretation der Ergebnisse nahelegen. Zum einen entsprechen die Indikato-
ren sicherlich vielfach nicht dem, was Dohle, Jandura und Vowe vorschwebte, als 
sie ihre Überlegungen formulierten. So sind beispielsweise die „Identiikation mit 
Europa“ oder die Absicht bei einer „European Citizens’ Initiative“ mitzuwirken 
sicherlich nicht die idealen Indikatoren für Globalisierung. Kritisch einzuschät-
zen sind auch die Operationalisierungen der politischen Online-Kommunikation, 
denn sie beziehen sich ausschließlich auf die Informationsfunktion dieser Medien. 
Die Potenziale, die Online-Medien für die verschiedenen Varianten der aktiven 
Kommunikation und Partizipation bieten, werden nicht erfasst.
Zu problematisieren ist zweifellos auch das Untersuchungsdesign: Anstatt, 
wie es die Mediatisierungsthese nahelegt, die Population eines bestimmten Un-
tersuchungsgebiets zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu vergleichen, wurden 
unterschiedliche Ländergruppe zu einem Zeitpunkt verglichen. Da sich die Un-
tersuchungsgebiete aber nicht nur hinsichtlich des Grades der Online-Mediati-
sierung unterscheiden, sondern auch in vielerlei anderer Hinsicht, können die 
nicht hypothesenkonformen Ergebnisse unter Umständen auch auf Wechselwir-
kungen mit anderen Faktoren zurückzuführen sein. Wenn es jedoch tatsächlich 
andere Einlussfaktoren sind, die dafür gesorgt haben, dass sich die erwarteten 
Unterschiede und Zusammenhänge nicht in der vermuteten Form inden lassen, 
dann ist dies ein wichtiger Hinweis darauf, dass die Bedeutung der Online-Medi-
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atisierung nicht überschätzt werden sollte. Methodisch lässt sich daraus schlie-
ßen, dass auch die isolierte Betrachtung eines Landes in zeitlicher Perspektive zu 
falschen Schlüssen führen kann. Ein komparativer Ansatz, der sowohl zeitliche 
als auch räumliche Vergleiche ermöglicht, ist notwendig. Nur so kann verhin-
dert werden, dass Befunde, die nur auf nationale Besonderheiten zurückzuführen 
sind, in unzulässiger Weise verallgemeinert werden.
Die methodischen Beschränkungen der vorgelegten Untersuchung sind offen-
sichtlich und lassen sich nicht von der Hand weisen. Sie können zu der Schlussfol-
gerung führen, dass die Thesen nicht angemessen geprüft worden sind und eine 
Falsiikation deswegen nicht erfolgt ist. Anderseits können die Ergebnisse aber 
auch Anlass bieten die theoretischen Grundlagen der von Dohle, Janudra und Vowe 
vorgelegten Überlegungen noch einmal sorgfältig zu relektieren. So stellt sich bei-
spielsweise die Frage, welche Bedeutung die strukturellen Rahmenbedingungen im 
Vergleich zu den individuellen Dispositionen tatsächlich haben. Dass – wie bereits 
erwähnt – in allen drei Regionen prinzipiell die gleichen Variablenzusammen-
hänge nachweisbar waren, kann als ein Hinweis darauf gewertet werden, dass es 
möglicherweise weniger die strukturellen Rahmenbedingungen sind, die das indi-
viduelle politische Kommunikationsverhalten beeinlussen, sondern vielmehr die 
persönlichen Dispositionen der Befragten, die sich darauf auswirken, in welchem 
Maße Online-Medien für politische Zwecke genutzt werden und welche Auswir-
kungen diese Nutzung hat. Es ist bekannt, dass Innovationen in unterschiedlichen 
Phasen der Diffusion von verschiedenen Personengruppen genutzt werden (Ro-
gers, 2003). Das führt dazu, dass sich die soziale Zusammensetzung der verschiede-
nen Ofliner- und Onliner-Gruppen im Zeitverlauf verändert. Dies wiederum kann 
die Erklärung dafür sein, dass sich die Unterschiede zwischen den drei Samples 
nicht in der erwarteten Form nachweisen ließen. Um solche Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Personengruppen zu berücksichtigen, müssten anhand po-
litisch relevanter Personeneigenschaften homogene Nutzergruppen identiiziert 
werden. Die Analyse solcher Nutzergruppen im Zeitverlauf könnte dann zeigen, ob 
sich die politische Kommunikation innerhalb dieser Gruppen verändert hat. In der 
Konsequenz bedeutet dies, dass eine theoretische Speziizierung relevanter Perso-
nenvariablen auf der Mikroebene notwendig ist.
Andererseits inden sich jedoch durchaus zahlreiche Unterschiede zwischen 
den Ländergruppen hinsichtlich des Niveaus und der Stärke der Effekte – wenn 
auch nicht wie postuliert in linearer Abhängigkeit vom Grad der Online-Medi-
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atisierung. Von daher spricht einiges dafür, dass auch andere Makro-Faktoren 
als die Online-Mediatisierung eine Erklärung hierfür liefern könnten. Denn die 
Ländergruppen unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich der Bedeutung der On-
line-Kommunikation sondern auch hinsichtlich der jeweiligen nationalen demo-
kratischen Traditionen, der Stabilität der politischen Systeme, der (politischen) 
Kultur, aber auch bezüglich der Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit der eta-
blierten Medien (um nur einige der möglicherweise relevanten Faktoren zu nen-
nen). Es erscheint beispielsweise plausibel anzunehmen, dass die Wahrnehmung 
der Objektivität und Leistungsfähigkeit der etablierten Medien sich nicht uner-
heblich auf die Nutzung von Social-Media-Angeboten auswirkt.
Fasst man die aufgeworfenen offenen theoretischen Fragen und die damit ver-
bundenen methodischen Konsequenzen zusammen, dann wird klar, dass für die 
angemessene Erfassung der komplexen Zusammenhänge sowohl die vorgelegten 
theoretischen Überlegungen als auch die präsentierten Analysen nur ein erster 
kleiner Schritt seien können.
Prof. Dr. Jens Wolling ist Professor am Fachgebiet ‚Empirische Medienforschung und 
politische Kommunikation‘ an der Technischen Universität Ilmenau
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